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4.1	 Aufarbeitung im Bistum Speyer

Sylvia Schraut

Das hier vorzustellende Kapitel thematisiert die bisherige Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch 
und ist selbst Teil der Aufarbeitungsmaßnahmen, die im Bistum Speyer getroffen wurden. Grund-
lage ist ein differenzierter Aufarbeitungsbegriff.1 Ein Schwerpunkt bildet ein knapper Überblick 
über die Maßnahmen, die die Deutsche Bischofskonferenz seit 2002 eingeleitet hat. Thematisiert 
werden ferner die wichtigsten Bestimmungen, die im Bistum Speyer verabschiedet und umgesetzt 
wurden. Einer Darstellung der Maßnahmen und Arbeitsweise der zuständigen Gremien folgen die 
Einschätzungen, die diese im Bistum selbst seitens der einschlägig befassten Mitarbeiter:innen er-
fahren. Den Abschluss bilden Überlegungen zur Rolle der Medien im Aufarbeitungsprozess.

Maßnahmen der Deutschen Bischofskonferenz (DBK)2 

Die DBK beschäftigte sich erstmals nach dem Bekanntwerden insbesondere der amerikanischen 
und irischen Skandale 2002 erkennbar durch den Erlass von „Leitlinien“ mit dem Themenkomplex 
sexueller Missbrauch in kirchlichen Einrichtungen. Hier wurde bereits geregelt, dass die Bistümer 
eine/n Missbrauchsbeauftragte/n benennen sollen, und der Verfahrensweg bei Missbrauchsmel-
dungen wurde vorgegeben.3 Während der nächsten Jahre schien das Thema weitgehend erledigt. In 
der Folge der Offenlegung des Missbrauchsskandals im Berliner Canisius-Kolleg 2010 durch den 
damaligen Rektor des Gymnasiums Pater Klaus Mertes und der heftigen Medienreaktion war die 
DBK genötigt, sich erneut und endlich intensiv mit dem Thema sexueller Missbrauch in kirchlichen 
Einrichtungen zu beschäftigen und ein gemeinsames Vorgehen der Diözesen zu vereinbaren. Die 
koordinierten Maßnahmen sahen auch eine Zusammenarbeit mit den einschlägigen staatlichen Be-
hörden, vor allem der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UKASKM), und den Ordensgemeinschaften vor, wobei Letztere sich zögerlich verhielten. Die zwi-
schen 2010 und 2024 verabschiedeten Maßnahmen reichten von gemeinsamen Regelungen zum 
Meldeverfahren von sexuellem Missbrauch über die Einrichtung von diözesanen Gremien, Ent-
schädigungswegen und Präventionskonzepten bis zur Beauftragung von Forschungsprojekten. Den 
Startpunkt markierte die Benennung eines hochrangigen kirchlichen Missbrauchsbeauftragten 

1	 Vgl. Kap. 1.2 zu den Begriffsbestimmungen.
2	 Die Darstellung der Maßnahmen der DBK folgt der eigenen Aufstellung der Bischofskonferenz. Vgl. Deutsche 

Bischofskonferenz (DBK) (Hg.) (2024a). Hier auch die Links zu allen Erklärungen und Erlassen, die im Folgenden 
genannt werden, [Aufruf: 6.10.2024].

3	 DBK (Hg.) (2002), [Aufruf: 28.8.2024].
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Sylvia Schraut

(Dr.  Stephan Ackermann Februar 2010–September 2022, Bischof von Trier, im Anschluss Dr.  Hel-
mut Dieser, Bischof von Achen und Vorsitzender der bischöflichen Fachgruppe für Fragen des 
sexuellen Missbrauchs und von Gewalterfahrungen). Experimentiert wurde mit einer bundesweit 
zugänglichen Beratungs-Hotline für Betroffene von März 2010 bis Dezember 2012. 

Die Bemühungen um die Zusammenarbeit mit staatlichen Institutionen lassen sich anhand kirch-
licher Mitarbeit am „Runden Tisch zu sexuellem Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtver-
hältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich“ (März 2010–No-
vember 2011) ablesen. Er war vom Bundesministerium der Justiz, dem Bundesfamilienministerium 
und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung eingerichtet worden. Es folgte die Unter-
zeichnung einer Vereinbarung zur Umsetzung der Empfehlungen des Runden Tisches im Juni 2012 
zwischen dem Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs, Wilhelm Rörig, und Bischof Dr. Ackermann sowie weitere entsprechende Verabredun-
gen in den Folgejahren 2013, 2016 und 2020. In der Erklärung 2020 wurde die Einrichtung von Unab-
hängigen Aufarbeitungskommissionen (UAK) und Betroffenenbeiräten in den Bistümern vereinbart.

Das Grundsatzpapier „Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ aus dem Jahre 2002 wurde in überarbei-
teter Fassung im September 2010 verändert erlassen, 2013 erneut überarbeitet und 2019 durch die 
„Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebe-
dürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ (Interven-
tionsordnung) fortgeführt und 2022 noch einmal überarbeitet vorgelegt. Im Wesentlichen brachten 
die überarbeiteten Versionen der „Leitlinien“, nunmehr „Interventionsordnung“, Präzisierungen, die 
den Ablauf von Meldeverfahren, den Umgang mit Beschuldigten, kirchenrechtliche Neuregelungen, 
die Zusammenarbeit mit staatlichen Behörden, aber auch den Datenschutz betrafen.

Eine „Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ wurde erstmals 2010 
erlassen, 2013 und 2019 überarbeitet und mit Handreichungen zur Prävention ergänzt. Seit 2015 
ist die Bundeskonferenz der diözesanen Präventionsbeauftragten eingerichtet, die dem Erfahrungs-
austausch und der Koordination von Maßnahmen dienen soll.

Für die Vereinbarungen, die materielle Leistungen an Betroffene regeln, wurde der Terminus 
„Anerkennung des Leids“ geschaffen. Die Bezeichnung vermeidet einerseits die Assoziation, es 
würden Entschädigungszahlungen geleistet, analog zu solchen materiellen Leistungen, die vor Ge-
richt erstritten werden können; sie eröffnet andererseits aber auch die Möglichkeit, Zahlungen ohne 
gerichtsfeste Beweislast nach Plausibilitätserwägungen zu tätigen. Im März 2011 wurde eine ge-
meinsame Zentrale Koordinierungsstelle (ZKS) geschaffen, die die Anträge prüfte. Die ehrenamt-
lich besetzte ZKS empfahl eine Betragshöhe, die die zuständigen Bistümer bzw. Ordensgemein-
schaften zu übernehmen hatten bzw. übernehmen sollten. Die ZKS wurde im Januar 2021 durch 
die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA) abgelöst. Diese entscheidet nun 
selbstständig über Leistungen bis zu einer Höhe von 50.000 €. Höhere Leistungen bedürfen der Ge-
nehmigung des jeweils zuständigen Generalvikars (GV). Seit März 2023 ist das UKA-Verfahren mit 
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einer Widerspruchsregelung ergänzt worden. Dies ist bedeutsam, da die UKA ihre Entscheidungs-
begründungen nicht offenlegt.

Ein Betroffenenbeirat bei der DBK wurde 2019 angekündigt und nach Erlass der „Rahmenord-
nung für das Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren der Betroffenenbeiräte“ 2020 eingerichtet. 
Er setzt sich aus sieben Frauen und fünf Männern aus unterschiedlichen Diözesen zusammen. Das 
Besetzungsverfahren ist seitens der DBK nur vage erläutert worden. Auch besteht kein organisato-
rischer Zusammenhang mit den Betroffenenbeiräten, die inzwischen in vielen Diözesen entspre-
chend der „Rahmenordnung“ eingerichtet wurden. Der Betroffenenbeirat der DBK besteht nicht 
aus Delegierten der Betroffenenbeiräte der Diözesen. 

Mehrfach unternahm die DBK Bemühungen, bistumsübergreifende wissenschaftliche For-
schungsprojekte gemeinsam auf den Weg zu bringen. Nach dem Scheitern eines ersten Forschungs-
auftrags an das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen e. V., gegeben 2011, konnte die 
im gleichen Jahr in Auftrag gegebene Studie über „Sexuelle Übergriffe durch katholische Geistliche 
in Deutschland – Eine Analyse forensischer Gutachten 2000–2010“ (Leygraf-Studie) 2012 vorge-
stellt werden.4 Viel Aufmerksamkeit, auch in nicht kirchlichen Kreisen, erregte das Forschungspro-
jekt „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und männliche 
Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz (MHG-Studie)“, dessen Ergebnis-
se 2018 veröffentlicht wurden.5 Insbesondere die MHG-Studie führte zu Diskussionen auf der DBK 
über die weiter zu ergreifenden Maßnahmen, um sexuellen Missbrauch aufzuarbeiten und diesen 
künftig zu verhindern. Zuletzt veröffentlicht wurde 2022 der ein Jahr zuvor in Auftrag gegebene 
Abschlussbericht der Untersuchung der Akten der Koordinationsstelle Fidei Donum von Bettina 
Janssen.6 Er belegt sexuellen Missbrauch und Vertuschungsmaßnahmen auf internationaler Ebene.

Der vorläufige Endpunkt der Beschäftigung der DBK mit dem Themenkomplex Sexueller Miss-
brauch fand auf der Vollversammlung der DBK im Herbst 2023 statt.7 Sie hatte auch einen Schwer-
punkt Aufklärung und Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs in der katholischen Kirche. Betont 
wurde hier ausdrücklich die Eigenständigkeit des freiwilligen kirchlichen Verfahrens zur Anerken-
nung des Leids neben den rechtlich möglichen Wegen. Die Verbesserung der Vernetzung der Be-
troffenenbeiräte wurde angekündigt, ebenso die Einrichtung eines nicht näher erläuterten Sachver-
ständigenrats zum Schutz vor sexuellem Missbrauch und Gewalterfahrungen. Ähnlich wie für den 
Betroffenenbeirat der DBK wurde dazu aufgerufen, sich für den Sachverständigenrat zu melden. 
Das Auswahlverfahren wurde jedoch nicht offengelegt. In der Frühjahrskonferenz 2024 der DBK 
wurde angekündigt, dass der Sachverständigenrat wohl im April 2024 seine Arbeit aufnehmen kön-
ne.8 Er ist allerdings aktuell (September 2024) mit Internetauftritten nicht präsent.

Insgesamt zeigt die knappe Übersicht, dass die DBK zahlreiche Maßnahmen getroffen hat, um 
dem Themenkomplex sexueller Missbrauch Herr zu werden. Die einzelnen Ordnungen und Ver-

4	 Vgl. Leygraf et al. (2012), [Aufruf: 28.8.2024].
5	 Vgl. Dreßing et al. (Hg.) (2018), [Aufruf: 1.9.2024].
6	 Vgl. Janssen (2022), [Aufruf: 1.9.2024].
7	 Vgl. DBK (Hg.) (2023), [Aufruf: 1.9.2024].
8	 DBK (Hg.) (2024b), [Aufruf: 7.9.2024].
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einbarungen sind im Internet, vorzugsweise auf der Seite der DBK, gut dokumentiert. Was aller-
dings fehlt, ist eine Übersicht, wie die einzelnen Bistümer die Erlasse umgesetzt haben. Auch eine 
Evaluierung der Maßnahmen ist, sofern sie erfolgte oder erfolgt, nicht öffentlich zugänglich, sie ist 
aber wohl von Seiten der UAKs in Arbeit.9 Bei einem Treffen der UAKs und Betroffenenbeiräte im 
Oktober 2024 in Frankfurt wurden Ergebnisse eines diesbezüglichen Fragebogens vorgestellt, der 
von der DBK an die Aufarbeitungskommissionen versandt worden war. Schriftliche Unterlagen 
wurden nicht verteilt. Die vorgetragenen Ergebnisse stießen im Auditorium auf massive Kritik. Ein 
Protokoll der Veranstaltung ist bislang (Dezember 2024) nicht verteilt worden.10 Und die grund-
legende Bewertung durch die einschlägige unabhängige Forschung steht noch aus. 

Aufarbeitung im Bistum Speyer

Im Bistum Speyer sind die einzelnen Beschlüsse der DBK im „Oberhirtlichen Verordnungsblatt“ 
der diözesanen Öffentlichkeit bekannt gemacht und ggf. durch bistumsbezogene Gesetze ergänzt 
worden.11 Am Beispiel der Funktion und einschlägigen Arbeit des Allgemeinen Geistlichen Rats, 
der Interventionsbeauftragten im Rechtsamt, der Ansprechpersonen für die Betroffenen, der Prä-
ventionsbeauftragten und des Beraterstabs werden im Folgenden die Aktivitäten, Handlungsspiel-
räume und Begrenzungen der genannten Institutionen dargestellt.

Die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs im Spiegel der Protokolle des Allgemeinen 
Geistlichen Rats (AGR)12 

Lässt sich aus den archivalischen Quellen belegen, wie sich insgesamt die Haltung der unterschied-
lichen Kräfte in der Bistumsleitung zum Themenkomplex sexueller Missbrauch jenseits der pflicht-
bewussten Veröffentlichung und organisatorischen Befolgung von Beschlüssen der DBK zum The-
menkomplex sexueller Missbrauch entwickelt hat? Hinweise liefern die Protokolle des höchsten 

9	 Eine Bewertung der durch die DBK eingeleiteten Schritte insbesondere im Präventionsbereich zwischen 2010 und 
2018 liefert Sabine Hesse (2019).

10	 Auskunft des UAK-Speyer-Mitglieds Wolfgang Becker.
11	 Zu nennen sind hier vor allem die Präventionsordnung, vgl. Bischöfliches Ordinariat Speyer (BOS) (Hg.) (2011); die 

Gesetze über erweiterte Führungszeugnisse 2014 und 2024, vgl. BOS (Hg.) (2014a), (2014b) und (2024); die Gesetze 
über die Einführung des Betroffenenbeirats und Gesetz über die Errichtung und Arbeitsweise der Unabhängigen 
Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs, vgl. BOS (Hg.) (2021) und BOS (Hg.) (2022a) sowie Gesetz 
über das Standardisierte Schutzkonzept 2022, vgl. BOS (Hg.) (2022b).

12	 Der AGR ist ein Beratungsgremium für den Bischof, in dem Grundsatzfragen aller Bereiche der Leitung der Di-
özese sowie aktuelle Themen behandelt werden. Mitglieder im AGR sind aktuell unter der Leitung des Bischofs 
der Generalvikar, der Weihbischof, der Offizial, der Leiter der Zentralstelle und Kanzleidirektor, der Leiter der 
Hauptabteilung I Seelsorge, die Leiterin der Hauptabteilung II Schulen, Hochschulen und Bildung, die Leiterin der 
Hauptabteilung III Personal, der Leiter der Hauptabteilung IV Finanzen und Immobilien und Domkapitular, die 
Diözesancaritasdirektorin, der Regens und Domkapitular sowie die übrigen Domkapitulare, als beratende Mitglie-
der der Persönliche Referent des Bischofs und die Pressesprecherin.



291

4.1  Aufarbeitung im Bistum Speyer

Beratungsgremiums des Bischofs, des AGR.13 Bis zum Jahr 2010 kann man davon ausgehen, dass 
über die Umsetzung der einschlägigen institutionsbezogenen Forderungen der DBK hinaus sexuel-
ler Missbrauch keine besondere Aufmerksamkeit erfuhr. In diesem Jahr informierte der Offizial 
den AGR, dass „die Kommission für die innerkirchliche Bearbeitung von Missbrauchsfällen derzeit 
nicht besteht. Sie muss neu installiert werden.“14 2010 hatte sich der AGR auch erstmals mit den 
Missbrauchsfällen in Schule und Internat Johanneum in Homburg zu beschäftigen.15 Die von den 
Herz-Jesu-Missionaren (Hiltruper Missionaren) betriebene schulische Einrichtung wurde 2010 
von ehemaligen Heimschülern als Ort vielfältigen Missbrauchs angeklagt. Zwei Gespräche mit den 
Vertretern der Betroffenen, das erste mit GV Dr. Jung und dem Ombudsmann, das zweite auch mit 
Beisein zweier Patres der Herz-Jesu-Missionare, waren Thema im AGR. Die Treffen hatten vorerst 
keine Ergebnisse zur Frage erbracht, wer überhaupt als Verantwortlicher für die Forderungen der 
Betroffenen anzusprechen sei: der Orden oder das Bistum. Der Orden bagatellisierte die Vorkomm-
nisse und wies vorerst alle Forderungen der Betroffenen und Anfragen des Bistums zurück. Das 
Bistum stellte sich auf den Standpunkt, nicht zuständig zu sein. Die Bistumsleitung beauftragte aber 
2011 Prof. Dr. Stephan Haering, den Lehrstuhlinhaber für Kirchenrecht der Universität München, 
mit einem Gutachten, das die Zuständigkeiten klären sollte. Im April des Jahres informierte GV 
Dr. Jung den AGR über das Münchner Gutachten und ein weiteres, nicht näher benanntes und im 
Ordinariat heute auch nicht aufzufindendes Gutachten. Dem GV zufolge stellten beide Gutachten 
„eindeutig fest, dass die Ordensgemeinschaft und das Leben der Ordensgemeinschaft nicht dem 
Zugriff des Bischofs unterliegen. Eine Zuständigkeit des Bischofs besteht lediglich im Rahmen der 
Visitationspflicht von Schule und Internat. Diese Visitationen sind jedoch nie erfolgt.“16 Hieraus 
leitete der GV offenbar ab, dass einzig der Orden Ansprechpartner für die Betroffenen sein kön-
ne. Entsprechend sollte die Öffentlichkeit informiert werden. Ganz so einfach hatte der Münchner 
Kirchenrechtler aber nicht geurteilt. Zur unterlassenen Aufsicht hatte Haering geschrieben: „Wenn 
das Johanneum nicht visitiert wurde, dann hat der Bischof seine Pflichten nicht umfassend wahr-
genommen und damit eine Möglichkeit ausgelassen, eventuelle Missstände zu erkennen und ihnen 
abzuhelfen. Insoweit würde das Bistum eine indirekte Mitverantwortung treffen.“17 Und weiter: 
„Falls seitens des Bistums in der Vergangenheit eine Vernachlässigung der bischöflichen Visita-
tionspflicht festzustellen ist, wird das Bistum – über die bisherigen Bemühungen um Vermittlung 
zwischen Opferkreis und Orden hinaus – eine gewisse Mitverantwortung für die Missbrauchsfälle 

13	 Zum AGR und zu der kirchlichen Verwaltung vgl. Kap. 5.1 Kirchliche Verwaltung im Bistum Speyer und der ver-
waltete Umgang mit sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen.

14	 ABSp AGR Protokoll 6/2010, 2.3.2010. Im April 2010 wurde die Kommission (erneut) installiert. Zu ihr gehörten 
der Leiter der Hauptabteilung Personal, der auch den Vorsitz der Kommission innehatte, der Offizial, eine Ver-
treterin des Caritas-Kinderschutzdienstes Speyer, der Justiziar des Diözesancaritasverbands und der Präventions-
beauftragte. Die Kommission wird zunächst für zwei Jahre gebildet. Vgl. ABSp AGR 7/2010, 9.3.2010. 2012, als die 
Verlängerung des Mandats anstand, war die Kommission im AGR jedoch kein Thema.

15	 Zu den Heimen, die als Hotspots des Missbrauchs charakterisiert werden können, vgl. Kap. 3.2 Sexueller Missbrauch 
in den (ordensgeführten) Einrichtungen der Jugendfürsorge und den katholischen Internaten im Bistum Speyer.

16	 ABSp AGR Protokoll 8/2011, 5.4.2011.
17	 Rechtsamt Ordinariat Speyer, Az. Z/2-14/209, Gutachten Haering 9.3.2011, S. 4.



292

Sylvia Schraut

anerkennen müssen.“18 Seit der kurzen Stellungnahme des GVs zur offenbar verneinten (Mit-)Ver-
antwortung des Bistums im Johanneum hat sich der AGR mit dem Thema nicht mehr befasst.19 Ein-
deutige grundsätzliche Entscheidungen, wie sich das Bistum im Falle von geforderten Zahlungen 
im Kontext der Anerkennung des Leids verhält, sind nicht gefällt worden oder nicht öffentlich zu-
gänglich. Es wurde wohl bis 2021 fallweise entschieden, ob das Bistum sich an etwaigen Zahlungen 
im Rahmen der Anerkennung des Leids beteiligte.20 Dabei scheint es die gängige Praxis zumindest 
bis zum Beitritt zum neu eingeführten UKA-Verfahren 2021 gewesen zu sein, bei Missbrauchsta-
ten, die nicht in der Schule, sondern im Internat stattfanden, davon auszugehen, dass das Bistum 
keinerlei Verantwortung trägt. Es liegt auf der Hand, dass eine solche Argumentation in Kreisen 
der Betroffenen zumindest als spitzfindig interpretiert wird. Ein beschuldigter Lehrer dürfte sexuel-
len Missbrauch üblicherweise nicht im Schulzimmer, sondern in für heimliches Gewaltgeschehen 
günstigen Räumen im Internat durchgeführt haben. Seine diesbezüglichen Möglichkeiten waren 
aber zweifellos durch seine Schultätigkeit begründet. GV Magin hat jüngst der UAK zugesichert, 
dass das Bistum bemüht ist, eine Lösung für das Zahlungsproblem zu finden.

Mit den frühen Entscheidungen zur verneinten Verantwortlichkeit im Johanneum 2011 ver-
schwand das Thema Missbrauch wieder weitestgehend aus den Protokollen des AGR. Auch die in-
tensive Begleitung der Entstehung der MHG-Studie seitens des Diözesanarchivs und des Rechtsamts 
hinterließ im AGR so gut wie keinen Niederschlag. Eine Präsentation der im Diözesanarchiv erarbei-
teten Zuarbeiten zur MHG-Studie im August 2017 wurde im AGR anscheinend mehr oder weniger 
kommentarlos zur Kenntnis genommen. „Herr GV Dr. Jung dankt den Mitarbeitern des Bistums
archiv für die geleistete, sehr aufwendige Arbeit.“21 Der Eindruck mangelnden Interesses am The-
menkomplex sexueller Missbrauch im AGR lässt sich erst nach Veröffentlichung der MHG-Studie 
2018 revidieren. Auch der Wechsel in der Funktion des GVs im Jahr 2018 mag zu einer Verstärkung 
des Interesses am Thema beigetragen haben. Offenbar hinterließ die Studie in den leitenden Kreisen 
des Bistums einen nachhaltigen Eindruck. Seit September 2018, über das gesamte Jahr 2019 hinweg 
fand keine Sitzung des AGR statt, in der das Gremium nicht auch die MHG-Studie und die Folgerun-
gen zum Thema sexueller Missbrauch diskutierte. GV Andreas Sturm schilderte in der AGR-Sitzung 
im Oktober 2018 ausführlich die Ergebnisse der MHG-Studie. Sie habe gezeigt, „dass es nicht nur 
um Einzeltaten geht, sondern dass es sich um ein systematisches Problem der Kirche handelt“. Man 
müsse sich mit einer ganzen Reihe von Fragen auseinandersetzen. Sturm benannte u. a. 

„Das Verhalten der Priester in der Beichte
Ausbildungssituation in den Priesterseminaren
Stärkeren Kontakt auf Augenhöhe mit den Betroffenen – Was können wir da machen?
Einbindung externer Fachkompetenz und kirchlicher Laiengremien in die Aufarbeitung.
[…]

18	 Ebd., S. 5.
19	 Die AGR-Protokolle wurden aktuell bis zum Ende des Jahres 2023 durchgesehen. 
20	 Nach Einführung des UKA-Verfahrens 2021 ist der Orden der UKA-Regelung beigetreten und die Fälle werden 

über die UKA entschieden.
21	 ABSp AGR Protokoll 15/2017, 29.8.2017.
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Unabhängige Aufarbeitung
Zölibatäre Lebensform und kirchliche Sexualmoral – Muss auf übergeordneter Ebene angegangen werden.
Umgang mit homosexuellen Menschen muss sich ändern. Offenerer und ehrlicher Umgang mit dem 
Thema Homosexualität.“22

Damit waren viele der aktuellen Baustellen im Umgang mit sexuellem Missbrauch im kirchlichen 
Kontext benannt. 

Wie der GV weiter ausführte, wurde eine Arbeitsgruppe „Missbrauch und Prävention“ ins Leben 
gerufen, in die auch nicht näher charakterisierte externe Mitglieder berufen werden sollten. Es sei 
Aufgabe der Arbeitsgruppe, sich mit der MHG-Studie hinsichtlich der für das Bistum Speyer zu zie-
henden Konsequenzen auseinanderzusetzen. „Die Gruppe soll klären, wie im Bistum Speyer ‚Auf-
arbeitung‘ verstanden und der Prozess der Aufarbeitung organisiert werden soll. Außerdem soll 
sich die Gruppe mit der Frage der Personalaktenführung auseinandersetzen.“23 Ergänzend kündig-
te GV Sturm die Bildung einer internen Arbeitsgruppe zum Thema an, die sich vor allem um „die 
Klärung der Abläufe und Verantwortlichkeiten sowie die Erarbeitung einer Prozessbeschreibung“ 
kümmern sollte.24 Etwaige Ergebnisse dieser angekündigten Treffen sind allerdings nicht veröffent-
licht und sie waren auch kein Thema im AGR. 

Neben der Einleitung der als notwendig erkannten Schritte im Ordinariat belegt insbesondere 
die AGR-Sitzung vom 16.10.2018, wie sehr das nun öffentlich gewordene Missbrauchsgeschehen 
auch einzelne Mitglieder der Bistumsführung persönlich berührte. So gab ein Domkapitular eine 
Stellungnahme zu Protokoll, die hier zitiert werden soll:

„In Konkretisierung des 7-Punkte-Planes der Bischöfe nach der MHG-Studie sehe ich folgende Haupt-
handlungsfelder, zu denen ich die Verantwortlichen ausdrücklich ermutigen will:
1.	 Unsere erste Sorge muss den noch lebenden Opfern gelten. Hier muss persönlicher Kontakt aufge-

nommen werden. Die Kirche muss für ihren Anteil an den Taten Verantwortung übernehmen. Dazu 
gehören zuerst die glaubwürdige Bitte um Entschuldigung und auch angemessene Entschädigungen. 
Handelnder müsste hierbei in der Regel der Bischof selbst sein, weil er die Kirche repräsentiert.

2.	 An zweiter Stelle sind die Täter angemessen zur Verantwortung zu ziehen. Dazu gehört für mich 
die konsequente Zusammenarbeit mit der staatlichen Justiz. Inwiefern unsere z. T. wenig gepflegten 
Rechtsinstitute im Straf- und Prozessrecht hier nachgeschärft werden müssten, wäre zu prüfen.

3.	 Dann müssten die indirekten Täter, also die Leitungsverantwortlichen der Kirche, die Missbrauchs-
handlungen gedeckt oder Bestrafungen vereitelt haben, zur Verantwortung gezogen werden. Konkret 
wird es hier um Bischöfe, Generalvikare und Personalchefs gehen. Im Unterschied zur öffentlichen 
Meinung waren m. E. weniger der Wille zur Vertuschung handlungsleitend als die kirchlich weithin 

22	 ABSp AGR Protokoll 20/2018, 16.10.2018.
23	 Ebd. Die Arbeitsgruppe kam am 26.1.2019 zum ersten Mal zusammen. Sie setzte sich zum Ziel, ein umfassendes 

Präventionskonzept zu initiieren, und machte Vorschläge für die Konstituierung eines Betroffenenbeirats und die 
Organisation von Steuerungsmaßnahmen. Vgl. BOS (2019a), Pressemeldung, [Aufruf: 18.10.2024]. Die Arbeits-
gruppe ging wohl in den (erneuerten) Beraterstab ein.

24	 ABSp AGR Protokoll 20/2018, 16.10.2018. Wie lange die AGs bestanden, ist nach jetzigem Bearbeitungsstand nicht 
zu klären.
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vertretene Lehre der Kirche als ‚societas perfetta‘, dass Kleriker auf keinen Fall von weltlichen Gerich-
ten verurteilt werden dürften.

4.	 An vierter Stelle sehe ich die wichtige Aufgabe, die kirchliche Einstellung zur Sexualität, die Sexual-
moral und das Zölibat zu reformieren. (s. u.) […]

8.	 Dann sehe ich an letzter Stelle die Aufgabe zur weiteren Aufarbeitung der historischen Fälle, von 
denen weder Täter noch Opfer mehr leben. Diese Arbeit sollte von den Historikern und Archivaren 
geleistet werden. […].“25

Verblüffend still wurde es im AGR um den Themenkomplex Missbrauch erneut 2020. Zu bewältigen 
waren die Herausforderungen der Coronakrise und die Debatten um notwendige finanzielle Einspa-
rungen. Es bedurfte des medienpräsenten Skandals um das Speyrer Kinderheim in der Engelsgas-
se und den vormaligen, des Missbrauchs beschuldigten GV Rudolf Motzenbäcker Ende des Jahres, 
um den kirchlichen sexuellen Missbrauch wieder auf die Tagesordnung zu bringen. Im Dezember 
2020 informierte Bischof Wiesemann den AGR über die Vorkommnisse im Kinderheim Engels-
gasse, ein Heim, das von den Niederbronner Schwestern betrieben wurde. Ein Betroffener, der in 
den 1960er/1970er Jahren als Kind in der Engelsgasse unterbracht war, hatte vor dem Sozialgericht 
erfolgreich Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz eingeklagt. Das Gericht hielt es, auf ein 
Glaubwürdigkeitsgutachten gestützt, für gegeben, dass der Kläger viele Jahre im Kinderheim miss-
braucht worden war, und hatte in seinem Urteil auch den Namen des vormaligen, 1998 verstorbenen 
GVs Motzenbäcker als Schuldigen genannt. Die Medienreaktion ging weit über den regionalen Raum 
hinaus. Da im Rechtsamt drei Betroffene unabhängig voneinander Motzenbäcker als Beschuldigten 
dokumentiert hatten, befürwortete Bischof Wiesemann den Gang in die Öffentlichkeit, auch mit 
namentlicher Nennung des beschuldigten GVs. Der AGR begrüßte den Vorschlag des Bischofs und 
sprach sich auch „dafür aus, dass das Thema ‚Missbrauch und Prävention‘ in den künftigen Beratun-
gen des AGR mehr Raum bekommt. Gewünscht wird vor allem eine regelmäßige Information über 
wichtige Entwicklungen in diesem Themenbereich.“26 Auf die der medialen Offenlegung des Skan-
dals folgenden heftigen Reaktionen in den Medien und der diözesanen Öffentlichkeit war der AGR 
jedoch nicht vorbereitet.27 Und in den Stellungnahmen einzelner AGR-Mitglieder fehlten auch nicht 
die gängigen Stereotype im Umgang mit Betroffenen, wenn es darum ging und geht, Vorwürfe durch 
die Diskreditierung der Ankläger:innen zu relativieren. Noch heute ist im AGR die erfolgte Offen-
legung der Vorwürfe gegen den vormaligen GV Motzenbäcker und ihr Tatsachengehalt umstritten.

Auch ab 2021 war der Themenkomplex sexueller Missbrauch und Prävention immer wieder auf 
der Tagesordnung im AGR. Wie die Protokolle zeigen, entwickelte die Befassung mit dem Themen-
komplex sexueller Missbrauch eine eigene Dynamik hinsichtlich der Forderungen zur Informa
tionspolitik im Ordinariat. Die Notwendigkeit, endlich Prozessbeschreibungen zu erarbeiten, 
wurde explizit im März 2021 eingebracht. In dieser Sitzung wurde auch beschlossen, den Tages-
ordnungspunkt „Informationen zum Thema sexueller Missbrauch“ künftig in jeder AGR-Sitzung 

25	 Ebd.
26	 ABSp AGR Protokoll 25/2020, 8.12.2020.
27	 Vgl. ABSp AGR Protokoll 26/2020, 15.12.2020.
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zu behandeln. Tatsächlich wurde der Themenkomplex in den weiteren Sitzungen des Jahres 2021 
kontinuierlich behandelt. Zwischen den Zeilen ist aus den Protokollen mitunter zu schließen, dass 
im AGR das große Engagement der Bistumsleitung, die Missbrauchsthematik aktiv anzugehen, 
nicht von allen Mitgliedern uneingeschränkt begrüßt wurde. Seit 2022 vermengte sich im AGR die 
Berichterstattung zur Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch mit den Diskussionen um den Sy-
nodalen Weg. Schließlich wurde Letzterem Vorrang eingeräumt. Insgesamt ist die Zurückstellung 
des Themas Missbrauch im AGR nicht weiter verwunderlich. UAK und Betroffenenbeirat waren 
installiert, seit 2023 das Aufarbeitungsprojekt eingerichtet und das Augenmerk im Ordinariat rich-
tete sich auf Präventionsfragen. 

Schwierig ist es jedoch, die Ergebnisse der seit 2018 eingerichteten Arbeitsgruppen und die etwai-
ge Umsetzung der Vorschläge über die AGR-Protokolle zu verfolgen, da diese in der Regel offenbar 
nicht Diskussionsgegenstand im AGR waren. Weder der Fortgang der 2018 eingerichteten Arbeits-
gruppe „Missbrauch und Prävention“ noch der einschlägigen sogenannten internen Arbeitsgruppe 
wurde 2019 oder später in den AGR eingespeist. Geht man von den vorhandenen Protokollen aus, 
dann wurden auch die etwaigen exekutiven Schritte, die der Einrichtung der verschiedenen nachfol-
gend einschlägig befassten Gremien folgten, zumindest nicht ausführlicher im AGR thematisiert. Zu 
fragen ist daher: Welche Angehörigen der Leitungs- und Beratungsgremien im Bistum diskutieren in 
welcher Formation über die in Sachen Missbrauch einzuleitenden Schritte? Wie es scheint, wurden 
solche Entscheidungsprozesse und Ergebnisse im AGR nicht oder nur rudimentär kommuniziert.

Verbesserungsfähige Transparenz im AGR kennzeichnet auch die Personalentscheidungen im 
Umgang mit beschuldigten Pfarrern. Zwar wurde und wird gemeinhin dem AGR mitgeteilt, welche 
Kleriker in den Ruhestand gehen oder eine Pfarrei neu übernehmen. Es sollte mithin auch Usus 
sein, den AGR, zumindest bei kirchenrechtlich nicht verfolgten Missbrauchsbeschuldigungen, über 
damit zusammenhängende Personalfragen zu informieren. Im Falle noch lebender oder gar berufs-
tätiger Beschuldigter ist den Protokollen des AGR jedoch gemeinhin nicht zu entnehmen, ob und 
wie intensiv über beschuldigte Personen und ihren weiteren Verbleib diskutiert wurde, und nach 
Auskunft von AGR-Mitgliedern wurden und werden in diesem Gremium Einzelfälle und der Ver-
bleib noch lebender Beschuldigter zumindest nicht intensiv besprochen. Mitunter lässt sich eine 
knappe Feststellung finden, dass eine namentlich genannte, aber nicht näher charakterisierte Per-
son in den Ruhestand versetzt wurde, von der bekannt war, dass es sich um einen beschuldigten 
Geistlichen handelte. Hier ist anzumerken, dass die alleinige Versetzung in den Ruhestand oder 
entsprechende Tätigkeitsverbote eigentlich als Präventionsmaßnahmen nicht ausreichen können. 
Denn viele Kleriker im Ruhestand leisten auch als Rentner relativ unkontrolliert weiter kirchliche 
Dienste und profitieren von der Aura eines Priesters. 

Die Personal-Entscheidungen des AGR werden von der monatlich tagenden Personalkonferenz/
Personalkommission unter Vorsitz der Leiterin des Personalamts vorbereitet. Mitglieder sind Bi-
schof, Weihbischof und Generalvikar, ferner die Leitung HA I Seelsorge des Ordinariats und die 
Leitung HA III Personal des Ordinariats. Protokolle werden wohl erst seit 2019, mit Einstellung 
der heutigen Leiterin der Hauptabteilung Personal angefertigt. Im letzten Jahrzehnt musste sich der 
AGR und ggf. die Personalkonferenz im Vorfeld nur mit wenigen noch lebenden aktiven Beschul-
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digten oder Ruheständlern befassen. Nach Auskunft der Personalkonferenzleiterin liegen für drei 
exemplarisch ausgewählte Verdachtsfälle, für die auch nach 2019 Meldungen im Rechtsamt ein-
gingen, keine protokollierten Diskussionen der Personalkonferenz vor. Offenbar wurden Fälle von 
Betroffenen, die einen Antrag auf Anerkennung des Leids gestellt haben, 2019–2021 im Beraterstab 
(s. u.) besprochen, nicht aber der Umgang mit beschuldigten noch lebenden Geistlichen. Zwar lag 
dem AGR im Januar 2022 ein Papier, entstanden in den Synodalen-Weg-Debatten in der Diözese, 
vor, das sich mit dem Umgang mit Tätern befasste. Doch das Papier stieß im AGR wie viele andere 
Papiere des Synodalen Wegs auf eine kritische Aufnahme. Insgesamt ist nach jetzigem Kenntnis-
stand der Quellen davon auszugehen, dass Entscheidungen über den Umgang und Verbleib von 
überführten oder beschuldigten Missbrauchstätern zumindest nicht entscheidungsleitend im AGR 
diskutiert wurden. 

Die Rollen der Interventionsstelle im Rechtsamt, der Ansprechperson im Bistum Speyer 
und sonstiger zuständiger Institutionen

Im Rechtsamt des Bistums Speyer bündeln sich zahlreiche Kompetenzen des Ordinariats rund um 
die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs. Seit 2019 ist hier das Referat „Bekämpfung des sexuel-
len Missbrauchs“, heute Interventionsstelle, eingerichtet. Als Interventionsbeauftragte fungiert die 
Juristin Hanna Wachter. 2021 kam der Psychologe Olaf von Knobelsdorff dazu. Zu den Aufgaben 
der Interventionsbeauftragten gehört die Koordination der Treffen des Betroffenenbeirats, der UAK 
sowie des Beraterstabs und sie führt Protokoll über deren Sitzungen. Ferner ist sie für die Ferti-
gung von Vorlagen zu präventiven Maßnahmen und Fallentscheidungen für den Ortsordinarius 
und die Personalchefin zuständig. Ihr obliegt die Meldung von Verdachtsfällen – bezogen auf noch 
lebende Beschuldigte – an die Staatsanwaltschaften, mit denen das Ordinariat seit 2019 intensiver 
zusammenarbeitet. Zentral im Tätigkeitsfeld der Interventionsbeauftragten ist die Begleitung und 
Protokollierung der Gespräche zwischen den Ansprechpersonen und den Betroffenen, wenn diese 
einen Antrag auf „Anerkennung des Leids“ stellen wollen.

Seit der ersten Verabschiedung der Leitlinien 2002 war in den Bistümern ein/e Beauftragte/r 
bzw. eine Ansprechperson als erste Anlaufstelle für Betroffene vorgesehen. Die Aufgaben der An-
sprechperson sind aktuell von der DBK durch die „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung 
des Leids“, beschlossen im November 2020, modifiziert im April 2021 und November 2023, grund-
sätzlich geregelt.28 Demnach soll der Erstkontakt zwischen Betroffenen und kirchlicher Institution 
über die vom jeweiligen Bistum zu benennende unabhängig arbeitende Ansprechperson erfolgen. 
Sie nimmt u. a. Anträge der Betroffenen entgegen, prüft zusammen mit der kirchlichen Institution 
die Plausibilität der Anträge und kann diese ggf. an die UKA weiterleiten.29

28	 Vgl. https://www.dbk.de/themen/sexualisierte-gewalt-und-praevention/informationen-fuer-betroffene/verfahren-
zur-anerkennung-des-leids, [Aufruf: 20.9.2024].

29	 Vgl. N.R. (2010), der pilger, S. 7.
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Im Bistum Speyer ist erstmalig im Oktober 2002 ein Missbrauchsbeauftragter bzw. eine An-
sprechperson installiert worden. Es handelte sich um einen Landgerichtsvizepräsidenten a. D. Im 
Februar 2008 folgte ihm ein Sanitätsrat nach, anschließend 2010 ein Rechtsanwalt als Ombudsmann. 
Als angesichts der veränderten „Leitlinien“ deutlich wurde, dass das Ombudsmodell der nunmehr 
geltenden Pflicht zur Information des Bischofs und der Staatsanwaltschaft nicht genügen konnte, 
wurde der Ombudsmann im gleichen Jahr durch einen neuen Ansprechpartner, einen stellvertre-
tenden Polizeipräsidenten a. D., ersetzt. Er füllte die Funktion bis Herbst 2016 aus. Ergänzend kam 
im Oktober 2013 eine weibliche Ansprechperson, eine Gesprächstherapeutin, hinzu. Seit 1.12.2016 
wurde die Funktion der/des Missbrauchsbeauftragten/Ansprechperson von zwei neuen Personen er-
füllt, einem Amtsgerichtsdirektor und einer Psychologin. In den letzten Jahren war die Position allein 
durch die Diplom-Psychologin Dorothea Küppers-Lehmann besetzt.30 Seit 2021 hat sie alle Betroffe-
nen, die sich gemeldet hatten und noch leben (insgesamt ca. 70), über die Einrichtung des Betroffe-
nenbeirats, das neue UKA-Verfahren (2021) und die Einführung des Widerspruchverfahrens (2023), 
die Möglichkeit zu einem erneuten Antrag auf der Grundlage des Kölner Urteils (9.2023) und wegen 
der notwendigen Zustimmung zur Aktennutzung durch das Forschungsprojekt (ab Herbst 2023) 
informiert. Sie veranschlagt für ihre Arbeit täglich zwischen drei und vier Stunden. 

In den Anfangsjahren nach Einführung der/des Missbrauchsbeauftragten/Ansprechperson mel-
deten sich nur wenige Betroffene. Zwischen 2000 und 2009 wurden nur sieben des Missbrauchs 
Verdächtige identifiziert. Nach Auskunft des GVs Sturm dokumentierte das Ordinariat zwischen 
2010 und 2019 28 Verdachtsfälle.31 Da sich die Fälle mehrheitlich auf verjährte, viele Jahrzehnte zu-
rückliegende Beschuldigte beziehen, ist davon auszugehen, dass die erweiterte öffentliche Diskus-
sion über sexuellen Missbrauch in der Kirche viele Betroffene nun ermutigte, sich zu melden.32 Die 
Interpretation der Zahlen erfordert Vorsicht. Beschuldigtenzahlen sind nicht gleichzusetzen mit 
Betroffenenzahlen; Betroffenenzahlen nicht mit der Zahl der Verdachtsfälle. Die Zahl der Meldun-
gen insgesamt rund um den Themenkomplex Missbrauch sind Kapitel 1.3 zum statistischen Befund 
zu entnehmen.33 Die mehrfachen Hinweise von Frau Küppers-Lehmann, dass die ehrenamtliche 
Arbeit nicht von einer Person allein zu leisten ist (und überdies die Interventionsordnung der DBK 
mindestens zwei Ansprechpersonen, männlich und weiblich, vorsieht), sorgten im Ordinariat nicht 
für erkennbare Aktivitäten, um eine weitere Ansprechperson zu benennen. Frau Küppers-Lehmann 
legt ihr Amt zum 15.1.2025 nieder.

Zu betonen ist: Es gibt im Bistum Speyer über die Vorgaben der DBK hinaus keine verbindlichen 
konkreten Anweisungen oder Regelungen über den Umgang mit sexuellen Missbrauchsfällen sei-
tens der Ansprechperson oder der Interventionsbeauftragten im Rechtsamt, die transparent veröf-

30	 Die folgenden Daten zur Ansprechperson entstammen einem Gespräch mit Frau Küppers-Lehmann.
31	 BOS (2019b), Pressemeldung, [Aufruf: 17.10.2024].
32	 Zum Schweigen der Betroffenen vgl. Kap. 5.4 Sprechen und Schweigen über sexualisierte Gewalt im Bistum Spey-

er – Grundlegende Mechanismen und genderspezifische Aspekte und 5.5 Facetten des Schweigens: Das Schweigen 
der Betroffenen aus einer gendersensiblen Perspektive / sexueller Missbrauch an Jungen*.

33	 Zum statistischen Befund vgl. Kap. 1.3 Der statistische Befund im Bistum Speyer: Beschuldigte Priester, sonstige 
Angestellte, Ehrenamtliche, Paulusbrüder und Ordensschwestern 1945–2023.
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fentlicht und überprüfbar sind. Eine seit 2018 angemahnte und angekündigte Prozessbeschreibung 
von der Erstmeldung bis zur Entscheidungsfindung, die ggf. auch Regelungen enthalten könnte, wie 
mit beschuldigten Arbeitnehmer:innen der Diözese verfahren wird und welche Ordinariatsabtei-
lungen in die Entscheidungsprozesse involviert sind, ist bislang nicht erkennbar verabschiedet, zu-
mindest nicht veröffentlicht worden. Eine einschlägige Prozessbeschreibung ist aber nach Auskunft 
des Rechtsamts gegenwärtig in Arbeit und steht wohl kurz vor der Verabschiedung. Das aktuell 
im Bistum praktizierte Verfahren im Umgang mit Betroffenen sieht offenbar eine Missbrauchs-
meldung an die Ansprechperson und/oder die interventionsbeauftragte Juristin im Rechtsamt vor. 
Im Rechtsamt führt jede Meldung zur Anlage einer entsprechenden Akte und einer Meldung an 
die Staatsanwaltschaft im Falle lebender Beschuldigter. Die Interventionsbeauftragte protokolliert 
zumindest das Erstgespräch, bzw. wenn ein Gespräch zwischen Ansprechperson und Betroffenen 
zu einem Antrag auf Anerkennung des Leids führen soll, protokolliert die Interventionsbeauftragte 
das (weitere) Gespräch. 

Gegenwärtig ist von 109 bzw. 112 beschuldigten bzw. verurteilten Klerikern und 41 beschuldig-
ten Nicht-Klerikern im Bistum Speyer auszugehen.34 Der Zeitraum der eingehenden Meldungen im 
Rechtsamt, die sich auf diesen Personenkreis seit ca. 2010 bezogen, ist den Tabellen Nr. 1.3.10 und 
1.3.14 in Kapitel 1.3 zu entnehmen. Ausdrücklich ist darauf hinzuweisen, dass die Zahlen von sehr 
viel häufigeren Meldungen im Rechtsamt nicht mit der Zahl der Betroffenen oder der Beschuldig-
ten in der Diözese Speyer gleichzusetzen sind. Manche Meldung bezieht sich auf bereits bekannte 
Vorwürfe, andere thematisieren beispielsweise Missbrauchsfälle, die in anderen Bistümern oder im 
privaten familiären Kontext stattfanden. Nach Auskunft des Rechtsamts wurde bei den seit 2002 re-
gistrierten Meldungen in 166 Meldungen die örtliche und sachliche Zuständigkeit anerkannt. Auch 
hier ist darauf hinzuweisen, dass die Zahl nicht mit der Anzahl der Beschuldigten oder Betroffenen 
gleichzusetzen ist. Das Rechtsamt ist aktuell dabei, die Datenbank über Meldungen bezogen auf die 
Diözese Speyer zu konkretisieren und auszudifferenzieren.

Grundsätzlich erfolgt über die Interventionsbeauftragte die Klärung der etwaigen Zuständig-
keit des Bistums sowie eine Plausibilitätsprüfung gemeinsam mit der Ansprechperson. Die Prü-
fung beschränkt sich in der Regel darauf, die faktische Anwesenheit zum genannten Zeitpunkt 
der/des Betroffenen und der/des Beschuldigten in den genannten kirchlichen Einrichtungen zu 
verifizieren. Ggf. kann auch die Glaubwürdigkeit, Vergleichbarkeit mit anderen Meldungen und 
Widerspruchsfreiheit der Aussagen bestätigt werden. Die Begleitung des weiteren Verfahrens bis 
zur Anerkennung des Leids und ggf. daraus resultierenden Zahlungen obliegt der unabhängigen 
Ansprechperson.35 Dass bislang eine dokumentierte Prozessbeschreibung, welche Schritte im An-

34	 In die Datenbank Speyer sind 109 der beschuldigten Geistlichen eingegangen. 3 Patres ohne erkennbare Funktionen 
in der Diözese sind nicht Gegenstand der Datenbank, aber durchaus der Kapitel über die Heime im Bistum. Von 
den beschuldigten Nicht-Klerikern sind diejenigen, die in den Heimen beschäftigt waren, in die inhaltliche Analyse 
miteinbezogen worden.

35	 Mit Stand November 2023 hat nach Auskunft des Rechtsamts das Bistum in Anerkennung des Leids Zahlungen in 
einer Höhe von ca. 2,5 Mio. € geleistet. Bis zu diesem Zeitpunkt sind 85 an die UKA weitergeleitete Anträge beschie-
den worden.
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schluss an eine Meldung im Bistum über die beschriebenen Klärungsprozesse im Rechtsamt hinaus 
im Ordinariat eingeleitet werden, nicht veröffentlicht wurde, hat in der Vergangenheit bisweilen zu 
Irritationen auf allen Seiten der am Verfahren Beteiligten geführt.

Da es sich zumeist um die Meldungen von sexuellem Missbrauch handelt, der bereits Jahrzehnte 
zurückliegt, kann von Seiten des Rechtsamts zur Aufklärung der Vorfälle außer der Verantwort-
lichkeits- und Plausibilitätsprüfung auch nicht mehr geleistet werden. Anders sieht das bei Fällen 
aus, in denen die Beschuldigten noch leben, gar noch berufstätig oder als Rentner aktiv in den 
Kirchengemeinden sind. Zwar scheint es üblich zu sein, dass Bischof und Generalvikar oder auch 
der Offizial aus gegebenem Anlass informiert werden. Konkrete Regelungen über die Anweisungen 
von Rom hinaus, welche Schritte im Ordinariat anschließend erfolgen und wie diese dokumentiert 
werden, sind zumindest nicht öffentlich zugänglich. Für kirchenrechtliche Verfahren wäre oder ist 
das Offizialat zuständig. In diesem liegen nach Auskunft des Offizials aus den letzten Jahrzehnten 
keine Missbrauchsakten vor. Auch scheint es bis vor kurzem nicht üblich gewesen zu sein, bei einer 
Weiterreichung der Akten nach Rom eine Kopie der Akten im Offizialat in Speyer zu behalten.36 

Den Vorgaben der DBK gemäß sind im Bistum Speyer 2021 der Betroffenenbeirat und die UAK 
eingerichtet worden. Beide berichten separat selbst von ihrer Arbeit.

Präventionsbeauftragte im Bistum Speyer 

Im Dezember 2011 ist im Bistum Speyer entsprechend der „Rahmenordnung Prävention“ der DBK 
ein Präventionsbeauftragter installiert worden.37 Seine Aufgaben waren umfassend beschrieben 
von der Beachtung, Umsetzung und Sicherstellung formaler Vorgaben über Fachberatung und 
Schulungsmaßnahmen bis zur Öffentlichkeitsarbeit. Doch der damalige Präventionsbeauftragte, 
Abteilungsleiter in der Personalentwicklung, hatte kein klar definiertes Stundenkontingent für die 
umfangreich benannten Aufgaben. Später war eine Viertelstelle für die Prävention vorgesehen, 
nach der Publikation der MHG-Studie 2018 wurden zwei halbe Stellen für den Präventionsbereich 
eingerichtet, die heute mit Christine Lormes und Prisca Forthofer besetzt sind.

Auf der Grundlage der Präventionsordnung von 2011 waren kontinuierliche und nachhaltige 
Schulungen aller pastoralen Mitarbeiter:innen zu Täterstrategien, Psychodynamiken der Opfer, in-
stitutionellen Dynamiken und Strafbeständen geplant, aber auch zur Bildung eigener emotionaler 
und sozialer Kompetenz, konstruktiver Kommunikations- und Konfliktfähigkeit sowie Umgang 
mit Nähe und Distanz vorgesehen. 2012 und 2013 durchlief die Zielgruppe eine erste verpflich-
tende Basisschulung. Eine von der Koordinationsstelle Prävention erarbeitete Übersicht weist für 
die Jahre 2012 bis 2014 die Schulung von ca. 400 Pfarrern und 900 Lehrer:innen in Tagesveran-
staltungen aus. In den Jahren 2018 und 2019 wurden die Kita-Leitungen im Bistum durch Refe-

36	 Den „Leitlinien“ gemäß dürften auf Basis CIC Can. 1719 ohnehin nur Kopien, nicht die Originale nach Rom ge-
schickt werden.

37	 Vgl. BOS (Hg.) (2011).
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rent:innen aus dem Bereich Caritas Beratungsstellen und Kinderschutzdiensten geschult. Seit 2022 
ist im Bistum das eLearning-Programm WISSEN.ERKENNEN.HANDELN als Basisschulung für 
alle Mitarbeitende verpflichtend eingeführt. Im Onlinelernmodul sind bisher 3.403 Aufrufe (Stand 
8.10.2024) registriert. In vielen Fällen wurde das Modul, wie empfohlen, in Gruppen mit nur einer 
eingeloggten Person absolviert. 2023/24 besuchten u. a. rund 100 Teilnehmer:innen neun Nähe-
Distanz Schulungen, ca. 80 Teilnehmer:innen vier Schulungen für Präventionskräfte. 62 Personen 
nahmen an Schulungen teil, die der Erstellung von Institutionellen Schutzkonzepten dienten. Seit 
2012 unterschreiben die Angestellten des Bistums eine einschlägige Selbstverpflichtungserklärung/
Selbstauskunftserklärung und erweiterte Führungszeugnisse werden von ihnen eingefordert.

Nach Veröffentlichung der MHG-Studie 2018, als der AGR sich des Themas intensiv annahm, 
standen in einigen Sitzungen die Präventionskonzepte zur Diskussion. Auch der Beraterstab hat 
sich mit dem Präventionsanliegen intensiv befasst. Ein umfassendes Schulungskonzept mit ge-
planten Basisschulungen und Vertiefungsschulungen wurde 2019 im AGR von den Präventions-
beauftragten vorgestellt. Es stellt wohl in Erweiterungen die Grundlage der heutigen Schulungen 
dar. Aber die Präventionsbeauftragten wiesen darauf hin, dass die Zielvorgaben der Rahmenord-
nung von 2011 noch nicht umgesetzt waren.38 Die im Protokoll nicht näher ausgeführte nachfol-
gende Debatte im AGR drehte sich u. a. offenbar um die Frage, welche Gruppen wie intensiv in die 
Schulungen einbezogen werden sollten. Die Entscheidungen hierüber wurden vertagt. Doch der 
AGR beschloss, einen „Runden Tisch Prävention“ – heute Netzwerk Prävention – einzurichten. 
Dass die nachfolgende Abstimmung im AGR über das Präventions-Schulungskonzept pastoraler 
Mitarbeiter:innen ein Abstimmungsergebnis mit 4 Ja /0 Nein / 3 Enthaltungen ergab,39 verweist 
darauf, dass die geplanten umfassenden Präventionsschulungen nicht auf ungeteilte Zustimmung 
stießen. Dennoch wurde der Prozess, die Prävention im Bistum voranzutreiben, im Beraterstab in 
Gang gehalten und intensiv begleitet. Im Januar 2021 veranstaltete das Bistum eine breit beworbe-
ne und gut besuchte öffentliche Veranstaltung unter dem Motto „Sicherer Ort Kirche“, zu der u. a. 
auch Klaus Mertes (SJ, Canisius-Kolleg) eingeladen worden war. In Kraft trat zum 1. März 2023 
das am 24. Oktober 2022 verabschiedete „Gesetz über das Standardisierte Schutzkonzept und die 
Erarbeitung einrichtungsspezifischer Schutzkonzepte zur Prävention sexuellen Missbrauchs im 
Bistum Speyer“.40 Es regelt die Verpflichtung zur Erstellung eines Institutionellen Schutzkonzeptes 
(ISK) bis Ende des Jahres 2024 für alle kirchlichen Rechtsträger, die der Jurisdiktion des Bischofs 
von Speyer unterliegen. Das Gesetz fordert u. a. einrichtungsinterne Risikoanalysen, Mitbestim-
mungsmöglichkeiten für Kinder, Jugendliche, schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene, die Etab-
lierung eines Beschwerdeverfahrens und die Verabschiedung eines Verhaltenskodexes. Es sollen 
eindeutige und verbindliche Verfahrenswege für den Umgang mit Verdachtsfällen eingeführt und 
das Thema sexueller Missbrauch in die Personalentwicklung eingebracht werden. Eine kontinu-
ierliche Evaluierung der Maßnahmen ist vorgesehen. Die Überprüfung der Umsetzung der gefor-

38	 Vgl. ABSp AGR Protokoll 4/2019, 12.02.2019.
39	 Es handelt sich um einen insgesamt seltenen Vorgang, dass im AGR überhaupt heterogene Abstimmungsergebnisse 

erzielt werden bzw. wurden.
40	 BOS (Hg.) (2022b). Die DBK hatte schon in den „Leitlinien“ 2013 die Erarbeitung von Schutzkonzepten vorgesehen.
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derten ISKs ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich, da die Erstellung der Schutzkonzepte 
noch nicht abgeschlossen ist.

Insgesamt steht im Zentrum der Präventionsarbeiten im Bistum die Arbeit mit dem pastoralen 
Personal. Andere Beschäftigungsgruppen wie beispielsweise Hausmeister oder Putzkräfte waren 
bislang noch nicht explizit Zielgruppen der Maßnahmen, könnten aber in die geforderten Schutz-
konzepte integriert werden. Auch die zentrale Einbeziehung in Schulungsmaßnahmen von Ehren-
amtlichen oder gar der Räte auf Gemeindeebene, interpretiert als Repräsentant:innen der Gläubigen 
vor Ort, muss derzeit angesichts der Arbeitsfülle der Präventionsbeauftragten zurückgestellt werden, 
entsprechende Ausführungsbestimmungen sind aber wohl in Arbeit. Festzustellen ist auch, es gibt 
bislang keine dokumentierte Evaluation der Präventionsmaßnahmen zwischen 2011 und 2023.

Resümierend ist zum Themenkomplex Prävention festzuhalten, dass in der Bistumsleitung und 
den begleitenden Gremien dem Präventionsanliegen hohe Aufmerksamkeit eingeräumt wird. Dies 
spiegelt sich auch darin, dass im Organigramm des Ordinariats die Koordinationsstelle Prävention 
heute direkt dem Generalvikar zugeordnet ist. Die im Präventionsbereich Beschäftigten können 
vielfältige Aktivitäten seit 2011 vorweisen, eine professionell aufgestellte Prozessbeschreibung und 
Prozessbegleitung ist vorerst jedoch nur für die Erstellung von Schutzkonzepten veröffentlicht wor-
den.41 Die Probleme, die sich mit der Etablierung von Schutzkonzepten im Bistum ergeben, mögen 
daraus erkennbar sein, dass zwar laut „Standardisiertem Schutzkonzept“ des Bistums Speyer mit 
Gültigkeit vom 1. März 2023 von den kirchlichen Einrichtungen im Bistum die Verabschiedung 
Institutioneller Schutzkonzepte bis Ende 2024 eingefordert wird, das Ordinariat selbst aber bis zu 
diesem Zeitpunkt wohl kein solches Konzept erarbeitet haben wird.

Der Beraterstab im Bistum Speyer 

Im Bistum Speyer ist entsprechend der von der DBK verabschiedeten Leitlinien für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch seit 2010 ein Beraterstab eingerichtet, der sich dem Themenkomplex 
sexueller Missbrauch widmet. Auf der Homepage des Ordinariats ist zu lesen: „Der Beraterstab 
berät den Generalvikar bei der Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs und der Verbesserung der 
Prävention im Bistum Speyer.“42 Die auf der Homepage veröffentlichte Liste der Mitglieder spiegelt 
den aktuellen Mitgliederstand. Insbesondere die externen Mitglieder aus Katholikenrat und Wis-
senschaft, die in der Frühphase des Beraterstabs integriert waren, scheinen sich zurückgezogen zu 
haben. Derzeit sind zwei Vertreter:innen des Betroffenenbeirats, die Leiterin der Caritas und die 
einschlägig befassten Mitarbeiter:innen des Ordinariats im Beraterstab vertreten. Die Berufung in 
das Gremium und seine Leitung erfolgt durch den Generalvikar, der die jeweilige Aufgabenstellung 
des Gremiums festlegt. Insgesamt lief die Arbeit im Beraterstab nur langsam an. 2012 traf er sich 

41	 Vgl. BOS (Hg.) (2023).
42	 https://www.bistum-speyer.de/rat-und-hilfe/hilfe-und-praevention-von-missbrauch/beraterstab/?sword_list%5B0 

%5D=beraterstab&no_cache=1, [Aufruf: 4.10.2024].
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zweimal. In den beiden Folgejahren kam er nur zu einer jährlichen Sitzung zusammen. Eine neue 
Dynamik entfaltete er im Gefolge der Veröffentlichung der MHG-Studie 2018. „Auf Initiative von 
Generalvikar Andreas Sturm“ traf sich seit Anfang des Jahres 2019 monatlich der (wiederaufgeleb-
te) neue Beraterstab, „um die Maßnahmen zur Aufarbeitung und Prävention zielstrebig weiterzu-
entwickeln und damit Zuarbeit für die von Bischof Wiesemann im Herbst des vergangenen Jahres 
gegründete Arbeitsgruppe ‚Missbrauch und Prävention‘ zu leisten.“43 Die Letztere ging wohl im 
Beraterstab auf. 

Der Beraterstab hat seit seiner (neuerlichen) Aktivierung im Frühjahr 2019 drei unterschied-
liche Phasen durchlaufen.44 In einer ersten Orientierungsphase bis November 2019, personell im 
Wesentlichen beschränkt auf die einschlägig befassten Mitarbeiter:innen des Ordinariats – Gene-
ralvikar, Rechtsamt, Hauptabteilung Personal (seit Herbst 2019), Präventionsbeauftragte und Pres-
sestelle sowie die ehrenamtlich tätigen Ansprechpersonen –, traf sich der Beraterstab monatlich. 
Er setzte sich mit seiner Aufgabenstellung innerhalb und außerhalb des Ordinariats auseinander, 
besprach Antragsfälle und materielle Leistungen im Bereich „Anerkennung des Leids“. Regelmäßig 
wurde über die Notwendigkeit detaillierter Prozessbeschreibungen diskutiert, wie im Ordinariat 
mit Meldungen von Betroffenen und mit Öffentlichkeitsarbeit, wohl auch wie mit Beschuldigten zu 
verfahren sei. Doch die Entwicklung entsprechender Prozessbeschreibungen kam nicht zum Ab-
schluss. Erste Überlegungen zur Installation eines Betroffenenbeirats und Pläne, wie die Prävention 
in der Diözese zu gestalten sei, standen zur Diskussion. In der nachfolgenden Phase, Dezember 2019 
bis September 2021, wurde der Beraterstab immer mehr um externe Mitglieder erweitert. Integriert 
wurden als externe Sachverständige Prof. Mechthild Wolff, Hochschule für angewandte Wissen-
schaften, Landshut (ab Dezember 2019), die selbst im Bereich Prävention Forschungstätigkeit ent-
faltet hatte. Dazu traten Vertreter:innen des Katholikenrates (ab Januar 2020) und Vertreter:innen 
des im April 2021 installierten Betroffenenbeirats (ab Juni 2021), nicht jedoch Vertreter:innen der 
in etwa zeitgleich installierten UAK. Mehr oder weniger mit Aufnahme der Vertreter:innen des 
Betroffenenbeirats beschloss der Beraterstab, sich nur noch vierteljährlich zu treffen. In dieser zwei-
ten Phase des Beraterstabs standen neben den Präventionskonzepten und -maßnahmen vor allem 
Überlegungen zur Ausgestaltung der von der DBK geforderten UAK und des Betroffenenbeirats zur 
Diskussion. Anfängliche Unsicherheiten, wie beide Institutionen zu bilden seien, mündeten nach 
der Veröffentlichung der „Rahmenordnung für das Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren der 
Betroffenenbeiräte“ der DBK im Oktober 2020 in konkrete Maßnahmen zur Bildung der beiden 
Gremien, über die der Beraterstab ausführlich diskutierte und die im Sommer 2021 abgeschlos-
sen waren.45 Die seit Herbst 2021 nur noch vierteljährlich stattfindenden Treffen des Beraterstabs 
haben ihren Charakter deutlich verändert. Wohl auch der großen Verbreiterung des Gremiums 
und dem Datenschutz geschuldet, werden nun Fragen des konkreten Umgangs mit Verdachtsfällen 
bzw. Anträgen von Betroffenen oder der ordinariatsinternen einschlägigen Prozesse nicht mehr 

43	 Vgl. BOS (2019b), Pressemeldung, [Aufruf: 10.9.2024].
44	 Protokolle zur Arbeit des Beraterstabs liegen im Rechtsamt des Ordinariats Speyer unter Z/2-19/089 vor.
45	 Vgl. DBK (Hg.) (2020), [Aufruf: 10.10.2024].
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besprochen. In einer spontan entstandenen, nicht auf der Tagesordnung vorgesehenen Debatte 
beim Treffen des Beraterstabs im September 2022 wurde die aktuelle Aufgabenstellung des Berater-
stabs diskutiert. Da ein Teil der einschlägigen Aufgabenstellungen nun der UAK und dem Betrof-
fenenbeirat zugewiesen schien, definierte das Gremium als Aufgabenstellungen des Beraterstabs 
Öffentlichkeits- und Vernetzungsarbeit. Gefordert wurde ferner die Etablierung einer Berichtskul-
tur, damit im Beraterstab gewährleistet werden könne, dass alle einschlägigen Informationen aus 
den unterschiedlichen Abteilungen des Ordinariats bzw. der einzelnen Gremien zusammenlaufen 
können. In der nachfolgenden Praxis jedoch scheint sich der Beraterstab seit 2023 in erster Linie 
mit der Entwicklung eines Konzepts zum Themenbereich Erinnerungskultur beschäftigt zu haben. 
Prof. Wolff hat sich im Frühjahr 2023 aus dem Gremium zurückgezogen, die Vertreterin des Ka-
tholikenrats wohl im Herbst 2023. Insgesamt scheint derzeit der Beraterstab nach dem Austritt der 
Vertreter:innen von Katholikenrat und Wissenschaft keine übergeordnete, Maßnahmen koordinie-
rende oder Initiativen ergreifende Funktion mehr zu haben, sondern sich auch oder vor allem(?) 
mit der durchaus notwendigen Informationsvernetzung im Ordinariat zu befassen. Eine Veröffent-
lichung von Verabredungen im Beraterstab fand grundsätzlich nie statt. Befragte Mitglieder des 
Gremiums, die allerdings aktuell nicht mehr im Beraterstab integriert sind, waren sich unsicher in 
der Bewertung der Arbeit bzw. Arbeitsweise des Gremiums. Eine Satzung für den Beraterstab liegt, 
zumindest veröffentlicht, nicht vor. Aktuell hinterlässt der Beraterstab das Bild einer Institution im 
(neuerlichen) Wandel, die wohl mehr und mehr – ihrem Namen entsprechend – vom Generalvikar 
in, von ihm vorgegebenen, konkreten Fragestellungen zu Rate gezogen wird.

Welcher Eindruck von der Arbeit des Beraterstabs kann insgesamt über dessen Protokolle ge-
wonnen werden? Eines der zentralen Themen war die Rekrutierung von Betroffenen für die Mit-
arbeit im Aufarbeitungskomplex. Nachdem lange über die Integration von Betroffenen diskutiert 
wurde, ohne diese selbst einzubeziehen, gelang es, auf ein Top-down-Auswahlverfahren zu verzich-
ten und die durch einen Selbstfindungsprozess herauskristallisierten Betroffenenvertreter:innen in 
den Betroffenenbeirat und in den Beraterstab zu integrieren. Die UAK, die von Seiten des Bistums 
besetzt wurde, fand nicht in gleichem Maße Aufnahme in den Beraterstab. 2019/2020 wurde inten-
siv die Präventionsarbeit für das Bistum vorangetrieben. Erkennbar ist seit 2019 in den Protokollen 
die Intensivierung der Aufarbeitungsbemühungen innerhalb der Abteilungen des Ordinariats wie 
in der Arbeit der externen Missbrauchsbeauftragten/Ansprechpersonen. Während sich jedoch im 
Ordinariat die Professionalisierung der einschlägigen Arbeit im Rechtsamt vollzog, blieb das En-
gagement der Ansprechpersonen im Wesentlichen in der Grauzone des Ehrenamtlichen. In dem 
Maße, in dem Externe in den Beraterstab eingegliedert wurden, verschwanden Bemühungen, die 
Koordination der involvierten Ordinariatsabteilungen mit veröffentlichten Prozessbeschreibungen 
voranzutreiben. Die Öffnung des Beraterstabs hatte auch die Folge, dass konkrete Falldiskussionen 
in der Regel aus ihm ausgelagert wurden. Die Bemühungen um die Etablierung eines Betroffe-
nenbeirats und einer UAK, die erst im Sommer 2021 abgeschlossen waren, hatten zur Folge, dass 
konkrete Aufarbeitungsfragen 2019–2021 in die Zukunft als Aufgaben der zu bildenden Gremien 
verschoben wurden. Zu nennen sind hier beispielsweise die Klärung der Geschehnisse im Kinder-
heim Engelsgasse oder die Rolle der 2020 öffentlich gemachten Verstrickung des vormaligen GVs 
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Rudolf Motzenbäcker in das Missbrauchsgeschehen. Diese mit hohen Erwartungen an Betroffenen-
beirat und Aufarbeitungskommission verbundenen Zuweisungen berücksichtigten freilich nicht, 
dass es sich bei den genannten Gremien um ehrenamtlich besetzte Institutionen handelt. In der Fol-
ge gelang es erst im Frühjahr 2023, den nicht auf die Prävention, sondern auf die Aufarbeitung der 
vergangenen Geschehnisse gerichteten Forschungsprozess mit dem nun installierten Forschungs-
projekt zu professionalisieren. Gegenwärtig scheint der Beraterstab in einer Orientierungsphase, 
in der er zwar in der Frage der Missbrauchs-Erinnerungspolitik erfolgreich Koordinierungsarbeit 
übernommen hat, aber seine Aufgabenstellungen darüber hinaus neu definieren muss. Zu klären 
wäre beispielsweise die mögliche Informationsgewinnung über die Arbeit in den einschlägig be-
fassten Ordinariatsabteilungen und die Beratung dieser Arbeit. Zu behandeln wären beispielsweise 
auch Probleme der Entschädigungsleistungen einerseits, Fragen der grundsätzlichen Öffentlich-
keitsarbeit und der Intensivierung der Missbrauchsdebatten in den Gemeinden andererseits.

Ein kurzes Fazit über die Aufarbeitungsmaßnahmen im Ordinariat Speyer 

Insgesamt lassen sich in den Aufarbeitungsbemühungen im Ordinariat des Bistums Speyer un-
terschiedliche Phasen unterscheiden. Sie stehen im Zusammenhang mit der medialen Offenle-
gung des Themenkomplexes sexueller Missbrauch in der katholischen Kirche, aber auch mit den 
personellen Wechseln im Generalvikariat des Bistums. In der Amtszeit des heutigen Bischofs von 
Würzburg und damaligen GVs Dr. Franz Jung (2009–2018) verursachten die Missbrauchsnach-
richten über das Canisius-Kolleg (2010) und die nachfolgenden über das Johanneum, Homburg 
(2010/11) heftige Bugwellen. Die Reaktionen des GVs scheinen eher verhalten und eher zögerlich 
gewesen zu sein. Das Bistum Speyer begleitete nachfolgend zwar die Entstehung der MHG-Stu-
die höchst rege, doch war die Intensität dieser Aktivitäten wohl mehr auf das Engagement der 
Leitungen des Bistumsarchivs und des Rechtsamts als auf engagierte Begleitung des GVs zurück-
zuführen. In diese Phase fällt auch die Installation einer Datenbank über die Missbrauchsfälle im 
Rechtsamt. Die Initiative für dieses zentrale Zugriffsmittel hat wohl auch die Leitung des Rechts-
amts selbst ergriffen. 

Der Nachfolger im Generalvikariat, Andreas Sturm (2018–2022), entfachte in der Reaktion auf 
die MHG-Studie in einem Wirbelsturm vielfältige Maßnahmen. Die Beschäftigung mit dem The-
menkomplex sexueller Missbrauch bekam einen hohen Stellenwert im Ordinariat. Eine Reihe von 
einschlägig befassten Gremien wurde eingerichtet. Personeller Wechsel in der Leitung der Haupt-
abteilungen – weg von Klerikern, Einbeziehung von Frauen in Leitungsfunktionen – setzte ein.46 
Entsprechende Berufungen von Frauen in den Bereichen der Prävention, Ansprechperson, Inter-
ventionsbeauftragten, des Beraterstabs usw. erfolgten. Doch hinter den durchaus wirkungsvollen 
personellen Reformen blieb der verwaltungsmäßige Unterbau durch Gremiensatzungen, Prozess-

46	 Zur kirchlichen Verwaltung vgl. Kap. 5.1 Kirchliche Verwaltung im Bistum Speyer und der verwaltete Umgang mit 
sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen.
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beschreibungen und Maßnahmen zur Informationssicherung weit zurück. So mag manche Initiati-
ve im Verwaltungsgeschehen rasch ins Leere gelaufen sein. Seit der Installation von Markus Magin 
als neuen Generalvikar (2022) gibt es feststellbare Bemühungen, dieses Problem anzugehen.

Wie werden insgesamt die Schritte im Bistum Speyer zur Aufarbeitung des sexuellen Miss-
brauchs an Kindern und Jugendlichen von den mit dem Thema einschlägig Beschäftigten selbst 
bewertet? In Gesprächen mit Angestellten und ehrenamtlich Tätigen in den unterschiedlichen 
mit Missbrauch und Prävention befassten Institutionen wird bestätigt, dass das Bistum seriös be-
müht ist, die Vorgaben der DBK im Bistum Speyer umzusetzen, sich vielfach im Aufgabengebiet 
der Intervention und Prävention engagiert und auch selbstständig Ideen wie beispielsweise die 
Entwicklung einer Missbrauchs-Erinnerungskultur vorantreibt. So ist auch das Klima zwischen 
Betroffenenbeirat und Bistumsleitung gut, was keinesfalls in allen Bistümern der Fall ist. Doch die 
Entscheidungswege für die Etablierung von geplanten Schritten zur Prävention und Aufarbeitung 
oder zur Implementierung akzeptanzschaffender Maßnahmen in den Kirchengemeinden gelten 
als wenig transparent und die Entscheidungsprozesse, an denen man selbst beteiligt ist, als oft 
(zu) langwierig. Hier wird sich von vielen Gesprächspartner:innen die Stärkung einer vertrauens-
vollen Kommunikation erhofft und eine bessere Vernetzung aller der mit dem Thema Missbrauch 
Beschäftigten, die nicht Top-down-Vorstellungen folgt. Gewünscht wird eine Offenlegung oder 
Installation transparenter Entscheidungsbefugnisse und -wege. Auch an eine Stärkung der Partizi-
pation ehrenamtlicher Kreise sollte gedacht werden, zumal ihre Erfahrungen mit den Stimmungen 
und Verhaltensweisen in den Gemeinden unschätzbar sind und entsprechend in die Ordinari-
atsentscheidungen eingebracht werden könnten. Dies würde aber eine transparentere Veröffent-
lichung von Beschlüssen der Entscheidungsgremien, Zielvorgaben, Prozessbeschreibungen oder 
gar Evaluationsmaßnahmen zum Themenkomplex sexueller Missbrauch voraussetzen. Das Bistum 
ist derzeit zumindest auf dem Weg, die Vernetzung zwischen allen Gremien, die mit sexuellem 
Missbrauch befasst sind, zu verbessern. So wurden im Frühjahr 2023 und 2024 erste Zusammen-
künfte aller beteiligten diözesanen und unabhängigen Gremien mit Nähe zum Missbrauchsthema 
organisiert. Hier trafen sich die Ansprechperson und Vertreter:innen des Rechtsamts, der Präven-
tionsverantwortlichen, des Betroffenenbeirats, der UAK und des Netzwerks Prävention sowie des 
Beraterstabs, der als Schnittstelle zwischen den anderen Organen und Gruppierungen vorgestellt 
wurde (was freilich von Teilen seiner Mitglieder nicht in gleicher Weise verstanden wird). Die 
Treffen wurden von den Beteiligten sehr begrüßt. Dass zumindest ein Teil der Teilnehmenden 
2023 davon überrascht war, an wie vielen Stellen unabhängig voneinander am Themenkomplex 
sexueller Missbrauch und Prävention gearbeitet wird, verweist darauf, dass ihre Vernetzung im 
Bistum noch ausbaufähig ist.47

47	 Vgl. Schaubild zur Vernetzung aller Institutionen, die sich mit Missbrauch beschäftigen, in Kap. 5.1 Kirchliche Ver-
waltung im Bistum Speyer und der verwaltete Umgang mit sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen.



306

Sylvia Schraut

Die Rolle der Medien im Aufarbeitungsprozess im Bistum Speyer 

Wie ist der Einfluss der regionalen Medien auf die Aufarbeitung im Bistum zu bewerten? Ihre Rolle 
mag zwischen dem Fungieren als Informationsquelle für eine breite Öffentlichkeit, ggf. als Meinungs-
bildungsorgan, als kritischer Begleiter der Maßnahmen des Bistums und damit als Impulsgeber in 
der Region changieren. Festzustellen ist, dass die Berichterstattung in den Medien – Rundfunk, Re-
portagen in der ARD, aber auch Youtube und in den Printmedien – im Ordinariat aufmerksam be-
obachtet wird. Die Pressestelle des Ordinariats wertet die regionalen und überregionalen Zeitungen 
wöchentlich, mitunter auch täglich aus und stellt eine Zusammenstellung der Artikel einem begrenz-
ten Kreis von kirchlichen Amtsträger:innen zur Verfügung. Auf Anfragen der Medien antworten die 
Pressesprecherin des Ordinariats und ihr Team. Sie lädt die Medienvertreter:innen auch zu Hinter-
grundgesprächen ein, wenn das Ordinariat mit Maßnahmen in die Öffentlichkeit treten will. In der 
Arbeit der Pressesprecherin haben die Kontakte zu den regionalen Printmedien wohl ein besonderes 
Gewicht. Zwar ist davon auszugehen, dass jüngere Gläubige heute über Tageszeitungen kaum noch 
anzusprechen sind. Doch bei der über die Pressestelle zu erreichenden Zielgruppe handelt es sich 
vor allem um (ältere) aktive Gläubige, eine Gruppierung, die wohl ihrerseits mit den katholischen 
Leser:innen der regionalen Tageszeitungen gleichgesetzt werden kann.

Für eine hier nur anzureißende Analyse der regionalen kontinuierlich über das Bistum berich-
tenden Printmedien kommen in erster Linie „Die Rheinpfalz“ und „der pilger“ in Frage. Dabei 
ist insbesondere zu überprüfen, wie die Offenlegung der besondere Aufmerksamkeit erregenden 
Missbrauchsgeschehnisse im Bistum – der sexuelle Missbrauch im Internat Johanneum, Homburg, 
2010ff. und das Missbrauchsgeschehen im Kinderheim Engelsgasse, Speyer, einschließlich der Ver-
wickelung des vormaligen GVs Motzenbäcker, 2020ff. – in den Medien kommentiert wurde.

„Die Rheinpfalz“, Regionalzeitung für die Pfalz mit Sitz in Ludwigshafen, hat mit ihren vielfältigen 
Regionalausgaben eine Auflage von ca. 210.000 Exemplaren im Jahr 2024. Berichte zu kirchlichen 
Belangen bzw. das Bistum Speyer betreffende Nachrichten bewegten sich vor 2010 im Wesentlichen 
im Rahmen von Informationen zu anstehenden Feierlichkeiten, Jubiläen meist von Priestern und 
Kirchen, zu Festivitäten, vor allem rund um den Speyrer Dom, und geschichtlichen Ausführungen 
zu Kirchenbauten. Dies änderte sich mit der Offenlegung des Missbrauchsskandals in Schule und In-
ternat Johanneum in Homburg 2010. „Die Rheinpfalz“ dokumentierte das Geschehen rund um die 
öffentlichen Auseinandersetzungen zwischen Betroffenen und dem Orden der Herz-Jesu-Missiona-
re erst als knappe Informationen,48 dann ausführlich über die Konflikte zwischen Betroffenenvertre-
ter:innen und Ordensangehörigen berichtend,49 wobei sich die Zeitung offenbar der Interpretation 
des Ordinariats Speyer, man sei nur Vermittler in einem Kampf zwischen Betroffenen und Orden, 
anschloss. Seit 2011 ging „die Rheinpfalz“ jedoch mehr und mehr dazu über, den Betroffenen und 
ihrer Sicht der Dinge den Vorrang vor anderen Stellungnahmen einzuräumen.50 Schließlich kamen 

48	 Z. B. Die Rheinpfalz (Hg.) (24.2.2010), S. 22; Die Rheinpfalz (Hg.) (27.2.2010), S. 16; Die Rheinpfalz (Hg.) (17.4.2010), 
S. 19.

49	 Z. B. Müller (25.2.2010), Die Rheinpfalz, S. 24.
50	 Von Ehr (9.4.2011), Die Rheinpfalz, S. 14.
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auch anlässlich einer Gedenkveranstaltung im November 2011 die Betroffenen mit Kritik zur Hal-
tung des Bistums selbst zu Wort. So wurde der Sprecher der Initiative Ehemaliger am Johanneum 
Homburg mit den Worten zitiert: „Das Bistum habe die Verantwortung für die Missbrauchsfälle an 
der Privatschule an den Orden, der die Schule betreibt, abgeschoben und kümmere sich seither nicht 
mehr um die Angelegenheit.“ Das Bistum „habe die Veranstaltung schlichtweg nicht boykottieren 
oder absagen können, ohne das Gesicht zu verlieren. Er hätte sich gewünscht, dass der Bischof oder 
zumindest dessen Generalvikar erscheint. ‚Stattdessen schicken sie nur die zweite Garde, das macht 
den Stellenwert für sie deutlich.‘“51 Artikel in diesem Stil hat das Ordinariat 2011 und in den Folge-
jahren durchaus zur Kenntnis genommen und darauf mit Erklärungen reagiert.52

Die Aktionen der Betroffenen von sexuellem Missbrauch im Johanneum begleitete „die Rhein-
pfalz“ auch in den folgenden Jahren, wenn auch mehr sporadisch. Neuen Aufschwung bekam die 
Berichterstattung seit der Veröffentlichung der MHG-Studie 2018 und der Offenlegung der Miss-
brauchsskandale im Kinderheim Engelsgasse 2020. Begleitet mit aufmerksamen Berichten wurde 
auch die Entlarvung des ehemaligen GVs und Offizials Rudolf Motzenbäcker als Missbrauchstäter 
durch Bischof Wiesemann im gleichen Jahr.53 In regelmäßigen Abständen berichtet „die Rheinpfalz“ 
seither über einschlägige Maßnahmen des Bistums, die Aktionen und Aktivitäten des Betroffenenbei-
rats oder der UAK. Häufig wird in den Artikeln der Stil beibehalten, zu dem „die Rheinpfalz“ schon 
im Laufe der Johanneum-Berichterstattung fand. Im Mittelpunkt der Artikel stehen die Einschätzun-
gen des Betroffenenbeirats. Viele Artikel stellen die persönliche Vita, das Schicksal von Menschen, die 
in ihrer Kindheit und Jugend sexuellen Missbrauch durch Kleriker erfahren haben, ins Zentrum der 
Berichte und die Artikel fordern auf diese Weise zumindest indirekt zu Empathie und Parteilichkeit 
auf. Kritik am Bistum, sofern sie geäußert wird, ist dann in der Regel den Äußerungen der Betroffenen 
selbst zu entnehmen. Der gewählte Berichtsstil verweist darauf, dass das Bistum in der Pfalz immer 
noch auf eine grundsätzlich wohlmeinende Berichterstattung setzen kann, auch wenn der Ton seit der 
Offenlegung des Missbrauchsskandals in der Engelsgasse schärfer geworden ist.

Noch etwas zurückhaltender in der Frage der Parteilichkeit als „die Rheinpfalz“ verhielt und ver-
hält sich „der pilger“ in seinen Artikeln zum sexuellen Missbrauchsgeschehen im Bistum Speyer. Die 
wöchentlich erscheinende Bistumszeitschrift hat in den letzten Jahrzehnten analog zum Rückgang der 
Kirchlichkeit an Bedeutung verloren; sie ist aber mit einer Auflagenhöhe von heute ca. 10.000 Exem-
plaren dennoch für einen Teil der Gläubigen in der Diözese noch immer ein Informationsmedium.

„Der pilger“ wurde vormals vom Bischof herausgegeben, heute vom Generalvikar, mit dem sich 
der Chefredakteur vierteljährlich trifft.54 Bei Bedarf können sich der Chefredakteur und der Her-
ausgeber natürlich auch öfter besprechen, aber in der Regel arbeitet die „pilger“-Redaktion frei im 
Rahmen ihres grundsätzlichen Auftrags, die Geschehnisse und die einschlägigen Debatten, die die 

51	 Die Rheinpfalz (Hg.) (20.10.2011), S. 22.
52	 Die Rheinpfalz (Hg.) (21.10.2011), S. 15.
53	 Vgl. z. B. Von Ehr (11.12.2020), Die Rheinpfalz, S. 3; Die Rheinpfalz (Hg.) (10.12.2020), S. 48; Von Ehr (23.12.2020), 

Die Rheinpfalz, S. 2.
54	 Vgl. zum „pilger“ die Anmerkungen in Kap. 2.1 Der Schutzraum der Kindheit? – Über den Zusammenhang von 

(katholischer) Erziehung, Machtverhältnissen und sexuellem Missbrauch, S. 102.
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Gläubigen in der Diözese betreffen, abzubilden.55 Es gibt also keine Vor- oder Nachzensur, aber 
eine enge Verbindung zu den Entscheidungsträgern im Bistum und entsprechend ein Berichtsin-
teresse nah an den Geschehnissen, die auch von der Bistumsleitung als medienrelevant angesehen 
werden. Über den kirchlichen sexuellen Missbrauch berichtete „der pilger“ schon zu Beginn des 
21. Jahrhunderts. Damals war sexueller Missbrauch allerdings ein Geschehen draußen und hatte 
mit der deutschen Kirche und dem Bistum Speyer insbesondere nichts zu tun.56 Diese Einschätzung 
entsprach der offiziellen Haltung der Bistumsleitungen in Deutschland und sie beruhte zumindest 
auch auf Nichtwissen außerhalb der Ordinariate. Doch das Missbrauchsgeschehen draußen nutzte 
die Redaktion des „pilgers“ dazu, über das Medium Leserbrief Debatten beispielsweise über den 
Priesterzölibat anzustoßen.57 Wie „die Rheinpfalz“ hat auch „der pilger“ erst 2010 begonnen, sich 
ernsthaft mit dem deutschen Themenkomplex sexueller Missbrauch zu befassen. Im „pilger“ war es 
zuerst die Offenlegung des Missbrauchsskandals im Canisius-Kolleg Berlin, dann im Johanneum, 
Homburg, die den sexuellen Missbrauch zu einer bedeutenden Nachricht werden ließ. In den Aus-
gaben, die dem Bericht über das Canisius-Kolleg folgten, wurden zum Thema Missbrauch die Re-
aktion der katholischen Kirche, die Meinung von einschlägig befassten Wissenschaftler:innen und 
kontroverse Leserbriefe veröffentlicht. Die Berichterstattung ging im Anschluss nahtlos in Artikel 
über die Offenlegung des sexuellen Missbrauchs im Johanneum über. Zuerst die Aufdeckung des 
Missbrauchs aus der Perspektive des Ordens und des Stiftungsrats referierend,58 eine mögliche De-
batte in die Leserbriefe verschiebend,59 sexuellen Missbrauch als gesamtgesellschaftliches Problem 
behandelnd,60 Bischof Wiesemann Raum für seine Perspektive gebend,61 verlagerte „der pilger“ 
allmählich die Johanneum-Berichte wieder in kontroverse Leserbriefe.62 In den Folgejahren blieb 
das Thema sexueller Missbrauch im kirchlichen Kontext im „pilger“ präsent, doch es nahm nur 
eine randständige Stellung ein. Zwischen 2012 bis 2018 waren es nur jeweils 10 bis 13 Ausgaben, in 
denen sich Artikel mit dem Thema Missbrauch mehr oder weniger nebenbei beschäftigten oder in 
erster Linie eine sorgfältige und (medien-)kritische Aufarbeitung anmahnten.63 Doch 2018 änderte 
sich mit der Veröffentlichung der MHG-Studie auch der Ton der Artikel des „pilgers“; er wurde 
deutlich kritischer. Charakteristisch ist ein Eintrag der Redaktion zum Selbstverständnis des „pil-
gers“ in ihrer ersten Ausgabe nach der Veröffentlichung der Studie: 

55	 Zur Einschätzung der eigenen Arbeit fand am 13.9.2024 ein Gespräch zwischen dem Chefredakteur des „pilgers“ 
Hubert Mathes, der Redakteurin Petra Derst und Sylvia Schraut statt. Für die Gesprächsbereitschaft bedanken wir 
uns.

56	 Vgl. z. B. Seibel (2003), der pilger, S. 5; der pilger (Hg.) (2004a), S. 5.
57	 Vgl. z. B. der pilger (Hg.) (2004b), S. 7.
58	 Derst (2010a), der pilger, S. 19; der pilger (Hg.) (2010a), S. 5.
59	 Vgl. z. B. der pilger (Hg.) (2010c), S. 8; der pilger (Hg.) (2010d), S. 7.
60	 Vgl. z. B. Rönn (2010), der pilger, S. 17.
61	 Vgl. beispielsweise der pilger (Hg.) (2010b), S. 23; Derst (2010b), der pilger, S. 3.
62	 Vgl. z. B. der pilger (Hg.) (2011a), S. 7; der pilger (Hg.) (2011b), S. 7; der pilger (Hg.) (2012a), S. 6; der pilger (Hg.) 

(2012b), S. 6.
63	 Vgl. z. B. den Kommentar von Mathes (2016), der pilger, S. 19.
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„Liebe Leserinnen und Leser, das Thema Missbrauch treibt uns natürlich um. […] Den Medien kommt 
bei der Aufarbeitung des Missbrauchs eine wichtige Rolle zu. ‚Nur mit rückhaltloser Offenheit und Trans-
parenz wird es der katholischen Kirche gelingen, sexualisierte Gewalt in ihren Reihen mit Ursachen und 
Hintergründen aufzuarbeiten und Vertrauen zurückzugewinnen‘, betont die Gesellschaft Katholischer 
Publizisten (GKP). Zu lange sei kirchliche Kommunikation davon geprägt gewesen, Probleme zu ver-
schweigen. Wichtig ist uns in der Redaktion auch dies: Die Arbeit der vielen vielen unbescholtenen Pries-
ter, die jeden Tag ihren wichtigen Dienst tun, soll nicht verdunkelt werden.“64 

In der Folge intensivierte „der pilger“ seine Berichterstattung zu sexuellem Missbrauch und räumte 
den Stimmen verstärkten Raum ein, die eine vorbehaltlose Aufklärung des kirchlichen Missbrauchs 
einforderten. So zitierte die Zeitschrift beispielsweise 2018 Bischof Stephan Ackermann unter der 
Überschrift: „Missbrauch: Mangelnde Kooperation beklagt“.65 „Der pilger“ thematisierte nun ver-
stärkt die Betroffenenperspektive im Fall Johanneum.66 Er zitierte 2019 den Katholikenrat des Bis-
tums Speyer, der „[d]urchgreifende und glaubwürdige Veränderungen“ forderte,67 um schließlich 
Alexander Brüggemann von der Katholischen Nachrichtenagentur über die kirchliche Entwicklung 
des letzten Jahrzehnts Bilanz ziehen zu lassen: „[…] Doch Beulen gibt es vor allem durch Fehlver-
halten. Ein weiteres Jahrzehnt der Enthüllungen, vor allem über sexuellen Missbrauch und Macht-
missbrauch, zu vielen Fällen von Vertuschung und Festhalten an innerkirchlichen Korpsgeist. 
(Verspätete) Ermittlungen und Prozesse gegen Bischöfe, selbst gegen Kardinäle, häufen sich.“68 
Verdrängten 2020 die Coronakrise und der Synodale Weg das Thema Missbrauch, so nahm die Be-
richterstattung erst Ende des Jahres mit der Offenlegung der Verstrickung des vormaligen Speyrer 
GVs Rudolf Motzenbäcker in das Missbrauchsgeschehen in der Engelsgasse wieder Fahrt auf.69 
In zwei Dritteln der „pilger“-Ausgaben 2021 war der sexuelle Missbrauch im kirchlichen Kontext 
Thema. In den Folgejahren verlor die Aufdeckung von Missbrauchsgeschehen an Bedeutung und 
verlagerte sich zunehmend auf Überlegungen zur Prävention und zur Erinnerungskultur.70

Resümierend ist festzuhalten, dass der Themenkomplex sexueller Missbrauch in der Weltkirche, 
insbesondere in Deutschland und in Speyer, seit 2010 einen breiten Raum in den Artikeln des „pil-
gers“ einnahm. Es ist zu vermuten, dass die Zeitschrift die Debatten im Bistum Speyer in aktiven 
Katholik:innenkreisen gut repräsentiert. Die Redaktion des „pilgers“ sieht sich in ihrer Arbeit dem 
Grundsatz verpflichtet, möglichst tatsachengerecht und mehrperspektivisch über Vorgänge rund 
um den Themenkomplex kirchlicher sexueller Missbrauch zu berichten. Sie hat den Vorteil, nicht 
wie andere freie Zeitungen ihre Berichterstattung auch unter dem Gesichtspunkt der Auflagenhöhe 
oder -erhöhung gestalten zu müssen. Sie wird sich aber mehr noch als „die Rheinpfalz“ mit offener 
Kritik am aktuellen Bistumsgeschehen zurückhalten. 

64	 der pilger (Hg.) (2018a), S. 3.
65	 der pilger (Hg.) (2018c), S. 4.
66	 der pilger (Hg.) (2018b), S. 17.
67	 der pilger (Hg.) (2019), S. 7.
68	 Brüggemann (2019), der pilger, S. 5.
69	 Vgl. kfd-diözesanleitungsteam, kfd-Frauen (2020), der pilger, S. 19.
70	 Vgl. beispielsweise Wiechers (2023), der pilger, S. 13.
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Insgesamt unterschätzen sollte man den Einfluss der „Rheinpfalz“ und des „pilgers“ auf die Auf-
arbeitung im Bistum Speyer nicht. Beide Zeitungen haben die Betroffenen und Kritiker des Miss-
brauchsgeschehens zu Subjekten ihrer Berichte erhoben. Sie tragen so vermutlich nicht nur zur 
Information über einschlägige Ereignisse in der Diözese bei, sondern bemühen sich auch, Ver-
ständnis für die Anliegen der Betroffenen zu generieren. Auf diese Weise leisten sie Akzeptanz-
arbeit zumindest bei dem Teil der Pfälzer Bevölkerung, dem die Maßnahmen rund um das Thema 
kirchlicher sexueller Missbrauch zu weit gehen mögen. Die Redaktion des „pilgers“ wies überdies 
darauf hin, dass die Beschäftigung mit dem sexuellen Missbrauch in der Kirche das zu diskutie-
rende Themenspektrum erweitert hat. Heute kann offener über früher tabuisierte Themen wie bei-
spielsweise Sexualität oder Homosexualität geschrieben werden. Der Kontakt des Betroffenenbei-
rats zu beiden Medien ist gut und er stößt mit seinen Veröffentlichungsbedürfnissen zumindest 
auf Interesse. Angesichts der Tatsache, dass das Ordinariat aufmerksam die Berichterstattung in 
der Region beobachtet, sollte auch die Wirkung sanfter medialer Kritik auf einschlägige Entschei-
dungen und entsprechendes Verwaltungsgeschehen im Ordinariat nicht unterschätzt werden. So 
führten beispielsweise zwei neutral abgefasste Artikel in der „Rheinpfalz“ über personelle Engpässe 
in der UAK dazu, dass liegengebliebene Nachbesetzungen nach langer Pause endlich in Angriff ge-
nommen wurden.71
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